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Verkehr und Mobilität: 
Mobilität erhalten, Wettbewerbsfähigkeit steigern, Eng-

pässe beseitigen

Ein leistungsfähiges Verkehrssystem ist für 

eine hoch entwickelte Volkswirtschaft un-

verzichtbar. Damit Europa mobil bleibt und 

der Verkehr nicht zur Bremse für die Wirt-

schaft wird, sollte die Politik die richtigen 

Rahmenbedingungen schaffen. Die Anstren-

gungen der Politik, das Verkehrssystem an die 

wachsenden Mobilitäts- und Umweltschutz-

anforderungen anzupassen, sollten deutlich 

erhöht werden. 

Dabei muss berücksichtigt werden, dass der 

Güterverkehr seit längerer Zeit schneller 

wächst als das Bruttoinlandsprodukt. Dies 

gilt besonders für die Langstrecken- und 

Transitverkehre – zu Lande und in der Luft – 

sowie den Seehafenhinterlandverkehr.  

Die Ertüchtigung der Infrastruktur für alle 

Verkehrsträger und ihre Vernetzung, die Nut-

zung der Potenziale intermodaler Verkehre, 

die Beseitigung von Hemmnissen, die Förde-

rung von Innovation und die Verbesserung 

von Beteiligungsverfahren sollten dabei im 

Vordergrund stehen. Alleingänge der EU oder 

einzelner EU-Staaten in international regu-

lierten Transportbereichen sollten vermieden 

werden.  

Die nationale und europäische Verkehrspoli-

tik muss Investitions- und Planungssicher-

heit gewährleisten, damit der Verkehrsbe-

reich seinen Beitrag zur Verbesserung der 

wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit leis-

ten kann. 

Folgende Leitlinien sollten das wirtschafts-

politische Handeln bestimmen: 

• Investitionen auf hohem Niveau verstetigen

(DE)

• Hauptverkehrsachsen ausbauen (DE)

• Erreichbarkeit verbessern und Logistik er-

leichtern (DE)

• Umweltschutz durch Innovation und Tech-

nologieoffenheit erreichen (DE+EU)

• Mobilität erhalten (DE+EU)

• Möglichkeiten zur Effizienzsteigerung nut-

zen (DE)

• Steuermittel für den ÖPNV wirtschaftlich

einsetzen, Mittelstand erhalten (DE)

• Digitalisierung nutzen – Verkehrsinfrastruk-

tur zukunftssicher gestalten (DE+EU)

• Internationale Verkehrsachsen besser ver-

knüpfen (DE+EU)

• EU-Harmonisierung und Liberalisierung

weiter vorantreiben (EU)

zum Feedback-Formular

https://www.ihk.de/rheinhessen/standort/wirtschaftspolitik/beteiligungsportal/beteiligung-wipos-4889876
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Investitionen auf hohem Niveau versteti-

gen (DE) 

Die Prognosen der Bundesregierung für den 

Bundesverkehrswegeplan gehen von einer 

anhaltenden Zunahme der Verkehrsleistung 

im Güterverkehr aus, weshalb eine Entkopp-

lung von Wirtschafts- und Verkehrswachs-

tum nicht erkennbar ist. Die Sicherstellung 

der Mobilität von Menschen und Gütern 

bleibt daher eine zentrale Voraussetzung für 

wirtschaftliche Aktivitäten in einer arbeits-

teiligen Wirtschaft. Verkehrswege und 

Schnittstellen zwischen den Verkehrsträgern 

sind sowohl für den Export als auch für den 

Import von Bedeutung. 

Die Mittel für die Verkehrsinfrastruktur soll-

ten für alle Baulastträger auf auskömmli-

chem Niveau verstetigt werden. Dies ermög-

licht im Interesse der Wirtschaft die Beseiti-

gung von Engpässen und die Sanierung von 

Verkehrsinfrastrukturen. Es erleichtert zu-

gleich Betreibern, Bauwirtschaft und Nut-

zern eine langfristige Investitionsplanung. 

Eine Zweckbindung der Einnahmen aus der 

Lkw-Maut für die Bundesfernstraßen hat 

sich nach Auffassung zahlreicher Unterneh-

men bewährt, weil es die wichtige Versteti-

gung der Mittel unterstützt. Einige Unter-

nehmen lehnen die Zweckbindung hingegen 

ab und befürworten eine Verwendung der 

Mittel auch für andere Verkehrsträger. 

Bei der Abgabenbelastung und der Festle-

gung der Betriebszeiten von Verkehrs- und 

Logistikinfrastrukturen sollten die Auswir-

kungen auf die internationale Wettbewerbs-

fähigkeit des Standortes Deutschlandberück-

sichtigt werden.  

Eine Verlagerung von Verkehren auf Bahn 

und Binnenschiff kann nur gelingen, wenn 

deren Infrastruktur weiter ausgebaut sowie 

der kombinierte Verkehr gestärkt wird. Einige 

Unternehmen fordern außerdem die Siche-

rung und Reaktivierung von Gleisanschlüs-

sen. Diese müssten als besonders “schützens-

wert” deklariert werden. 

Für Logistikzwecke geeignete Flächen sind 

knapp und die Erschließung neuer Flächen 

oft schwierig. Bestehende Logistikflächen – 

insbesondere in Häfen – sollten daher mög-

lichst nicht für andere Zwecke verwendet 

werden. 

Hauptverkehrsachsen ausbauen (DE) 

Langfristige Unterhaltungsstrategien nach 

dem Konzept der Lebenszykluskostenmini-

mierung sind aktuell kaum möglich. Zugleich 

fehlen häufig Planungs- und Baukapazitäten.  

Die Prioritätensetzung beim aktuellen Bun-

desverkehrswegeplan auf Substanzerhalt, 

Engpassbeseitigung und die Ertüchtigung 

von Achsen und Knoten sollte konsequent 

umgesetzt werden, ohne auf Neubauvorha-

ben wie Lückenschlüsse zu verzichten. Einige 

Unternehmen vertreten eine andere Position, 

verweisen auf das Problem des induzierten 

Verkehrs und fordern verkehrslenkenden 

Maßnahmen statt des Neubaus weiterer Au-

tobahnen. 

Alle Projekte des „Vordringlichen Bedarfs“ 

und der ergänzenden Maßnahmen zur Um-

setzung des sog. Deutschlandtaktes sollten 

bis 2030 fertiggestellt oder zumindest be-

gonnen sein. Ziel sollte ein leistungsfähiges 

Netz für die Wirtschaft sein, dass auch alter-

native Trassen beinhaltet, mit denen die 

überlasteten Hauptachsen und kritischen 

Infrastrukturen entlastet werden. Auch die 

Erreichbarkeit von Regionen außerhalb der 

Ballungsräume und von strukturschwachen 
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Regionen sollte gestärkt werden, um die Un-

ternehmensstandorte dort zu sichern.  

Erreichbarkeit verbessern und Logistik er-

leichtern (DE) 

Um eine Einhaltung der Lenk- und Ruhezei-

ten im Straßenverkehr zu gewährleisten, 

sollte an Bundesfernstraßen flächendeckend 

eine ausreichende Anzahl qualitativ hinrei-

chend ausgestatteter Lkw-Parkplätze mit 

Übernachtungsmöglichkeiten und Sicher-

heitsstandards zum Schutz vor Ladungsdieb-

stahl zur Verfügung stehen. 

Die Antrags- und Genehmigungsverfahren 

für Großraum- und Schwertransporte sollten 

endlich praxisgerecht verbessert und die Um-

stellung der Transportbegleitung auf Belie-

hene beschleunigt werden. Empfohlen wird 

die Einrichtung eines bundesweiten Netzes 

für Schwertransporte über 100 t, an das auch 

See- und Binnenhäfen angeschlossen sind.  

Die bestehende polyzentrische Flughafeninf-

rastruktur unter Einbeziehung regionaler 

Verkehrslandeplätze sichert flächendeckend 

den Zugang zum Luftverkehr. Er ist für ex-

portorientierte Unternehmen im Passagier- 

und Frachtverkehr gleichermaßen bedeut-

sam. Es sollte zudem vermieden werden, dass 

aufgrund von kurzfristiger Betrachtung 

wertvolle Infrastruktur, wie etwa Regional-

flughäfen oder Logistikflächen in Häfen, ge-

schlossen werden.  

Umweltschutz durch Innovation und Tech-

nologieoffenheit erreichen (DE+EU) 

Unternehmen sind bereit, Maßnahmen zur 

Erreichung der Klimaneutralität zu ergreifen. 

Entsprechende Technologien und Kraftstoffe 

müssen jedoch zu wettbewerbsfähigen Kos-

ten und in ausreichender Menge zur Verfü-

gung stehen. 

Um Unternehmen beim Einsatz von klima- 

und umweltfreundlicher Technologien nicht 

einzuschränken, sollten EU und Bundesregie-

rung technologieoffen verfahren und alter-

native Antriebe sowie e-Fuels oder (Bio-

)Kraftstoffe, innovative Logistik- und Mobili-

tätskonzepte, Telematik oder autonomes 

Fahren unterstützen. Denn auch Verbren-

nungsmotoren können mit Einsatz von Biok-

raftstoffen oder e-Fuels insbesondere im Gü-

terverkehr weiterhin eine wichtige Rolle ne-

ben der Elektromobilität spielen, um die 

langfristigen Ziele zur Reduktion der Treib-

hausgasemissionen zu erreichen. 

Für Fahrzeuge mit alternativen Antrieben 

sollte flächendeckend eine Versorgungsinf-

rastruktur, z. B. durch Schnellladesäulen oder 

Wasserstofftankstellen, geschaffen werden. 

Ein Teil der Unternehmen ist zudem der Auf-

fassung, dass die Politik bei der Frage der 

Technologien eine steuernde Rolle einneh-

men sollte. 

Fahrverbote, Umweltzonen oder Einschrän-

kungen des Individual- und gewerblichen 

Verkehrs führen zu hohen Kosten bei Herstel-

lern und Haltern von Fahrzeugen. Deshalb 

sollte die Politik nur solche Maßnahmen in 

Erwägung ziehen, die die Mobilität insge-

samt nachhaltiger ausrichten. Zugleich sollte 

sie verstärkt auf Technologien zur intelligen-

ten Verkehrslenkung und -steuerung setzen, 

Angebote für die Vernetzung und bessere 

Auslastung der verschiedenen Verkehrsträger 

verbessern sowie Mobilitätsmanagement 

und Parkraumbewirtschaftung intensivieren. 

Teile der Wirtschaft sehen in Umweltzonen, 

Fahr- oder Verbrennerverboten, City-Maut 

oder anderen Beschränkungen allerdings 

auch Vorteile durch mehr Planungssicherheit 

und einen größeren Verbreitung von Elektro-

fahrzeugen. 
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Mobilität erhalten (DE+EU) 

Grenzwerte für Fahrzeugflotten sollten sich 

am technischen Fortschritt orientieren und 

die wirtschaftliche Verkraftbarkeit bei den 

Unternehmen beachten. Verlagerungen von 

der Straße auf die Schiene und das Binnen-

schiff stoßen an Grenzen hinsichtlich Kapa-

zitäten, flächendeckender Verfügbarkeit und 

Ausbaustandards. Nennenswerte Verkehrs-

verlagerungen erfordern erhebliche Investiti-

onen in Ausbau und Sanierung dieser Ver-

kehrsträger und ihrer Schnittstellen. Eine 

Verteuerung der Straße ohne die Schaffung 

geeigneter Alternativen führt nicht zu einer 

Umweltentlastung, sondern ausschließlich 

zu erhöhten Kosten.  

Klimapolitische Alleingänge Europas wie die 

Einbeziehung von Luftverkehr und Seeschiff-

fahrt in den EU-Emissionshandel können zu 

einseitigen Belastungen europäischer Unter-

nehmen führen und CO2-Emissionen in Dritt-

staaten verlagern. Stattdessen sollten inter-

nationale Abkommen angestrebt werden, die 

gleiche Wettbewerbsbedingungen gewähr-

leisten. Ein Teil der Unternehmen befürwor-

tet hingegen eine Vorreiterrolle der EU und 

befürchtet, dass Regelungen auf internatio-

naler Ebene zu wenig wirksam sind (vgl. Ka-

pitel „Klimaschutz“). 

Bestrebungen, den Verkehr in den Innenstäd-

ten zu verringern, können dazu führen, dass 

die Attraktivität der Innenstädte als Wirt-

schaftsstandort beeinträchtigt wird und Un-

ternehmen auf die „grüne Wiese“ abwandern. 

Bei einer möglichen Neuaufteilung des Stra-

ßenraums sollte der Zugang in die Städte 

auch weiterhin für Pkw und Lkw möglich 

sein. Ein Teil der Unternehmen lehnt dies hin-

gegen ab und unterstützt Maßnahmen zur 

Verringerung des Verkehrs in Innenstädten. 

Möglichkeiten zur Effizienzsteigerung nut-

zen (DE) 

Ladezonen ermöglichen Effizienzsteigerun-

gen im Lieferverkehr und tragen dazu bei, 

Behinderungen anderer Verkehrsteilnehmer 

zu vermeiden. Durch die Bereitstellung von 

Flächen für City-Hubs und durch die Unter-

stützung des Einsatzes von Lastenrädern und 

elektrischen Kleinstfahrzeugen könnten Lie-

ferverkehre in Innenstädten umweltfreundli-

cher abgewickelt werden.  

Lang-Lkw können nach Auffassung zahlrei-

cher Unternehmer Volumengüter wirtschaft-

licher und umweltverträglicher transportie-

ren. Das komplette Autobahnnetz sollte da-

her für Lang-Lkw freigegeben werden. Zu-

mindest sollte die Anmeldung neuer Strecken 

für die Nutzung durch „Lang-LKW” beschleu-

nigt und die Genehmigung für Strecken, bei 

denen keine sicherheitstechnischen Beden-

ken vorliegen, erteilt werden. Diese Fahr-

zeuge sollten auch für den Transport zumin-

dest bestimmter, klassifizierter Gefahrgüter 

freigegeben werden. Gerade im Sammelgü-

terverkehr, bei dem meist das Ladevolumen 

der limitierende Faktor ist, würde dies zur 

Verbesserung der Wirtschaftlichkeit wie 

auch des Klimaschutzes beitragen. Einige 

Unternehmen sehen Lang-Lkw allerdings kri-

tisch und wünschen stattdessen eine stär-

kere Verlagerung auf die Schiene.  

Lkw-Fahrverbote an nicht bundeseinheitli-

chen Feiertagen sollten bundeseinheitlich 

und praxistauglich geregelt werden. Die ak-

tuellen Regelungen führen zu einem „Fli-

ckenteppich“, der den Logistikunternehmen 

ihre Tätigkeit erschwert und die Kosteneffi-

zienz sowie Umwelt durch Umwegfahrten 

unnötig belastet. 
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Betriebliches Mobilitätsmanagement trägt 

zu einer umweltfreundlicheren Personenmo-

bilität bei und kann die Nutzung des ÖPNV 

stärken. Es kann damit einen Beitrag zur Ent-

lastung der Straßen leisten. Zudem kann es 

die Unternehmen bei der Mitarbeiterbin-

dung, Fachkräftesicherung und Kostenredu-

zierung unterstützen. Hierzu werden bundes-

einheitliche Standards sowie eine Förderstra-

tegie des Bundes benötigt. 

Steuermittel für den ÖPNV wirtschaftlich 

einsetzen, Mittelstand erhalten (DE) 

ÖPNV-Leistungen werden zu einem großen 

Teil von öffentlichen Unternehmen durchge-

führt. Durch die kommunale Inhouse-

Vergabe können neue Anbieter und mittel-

ständische Unternehmen vom Markt ausge-

schlossen werden.  

Um seine Aufgaben – auch im Rahmen der 

Daseinsvorsorge – erfüllen zu können, benö-

tigt der ÖPNV eine verlässliche Finanzierung. 

Einzelne Unternehmen fordern eine stärkere 

Quersubventionierung des ÖPNV, die viele 

Unternehmen wegen möglicher Mehrbelas-

tungen aber ablehnen. 

Mit Blick auf die Kosten des ÖPNV sollte Per-

sonennahverkehr, der ohne öffentliche Zu-

schüsse auskommt, Vorrang bekommen. 

Wendet die öffentliche Hand Mittel für eine 

Ausweitung des ÖPNV-Angebots auf, sollte 

sie die Leistungen im Wettbewerb vergeben, 

um die öffentlichen Kassen zu schonen. Pri-

vate Unternehmen befürworten dabei die 

Ausgestaltung des Genehmigungswettbe-

werbs anhand allgemeiner Vorschriften.  

Öffentliche Ausschreibungen und Vergaben 

sollten mittelständische Unternehmen nicht 

benachteiligen, sondern durch die Wahl der 

Losgrößen reelle Chancen bieten. Neue 

technische Möglichkeiten sollten genutzt 

und neuen Angebotsformen im öffentlichen 

Verkehr mehr Raum gegeben werden. Dabei 

sollte Chancengleichheit im Wettbewerb der 

verschiedenen Anbieter hergestellt werden. 

Dies erfordert auch einen ausreichenden 

Schutz von Anbietern, die zugleich Aufgaben 

im Rahmen der Daseinsvorsorge wahrneh-

men und dabei der Tarif-, Betriebs- und Be-

förderungspflicht unterliegen. Die ÖPNV-An-

bieter – und hier insbesondere die privaten 

Busunternehmen mit eigenwirtschaftlichen 

Verkehren – benötigen eine finanzielle und 

strukturelle Perspektive, um ihr Angebot auf-

recht erhalten zu können. 

Digitalisierung nutzen - Verkehrsinfra-

struktur zukunftssicher gestalten (DE+EU) 

Das Mobilitätsverhalten verändert sich, auch 

weil die Angebotsvielfalt und die techni-

schen Nutzungsmöglichkeiten zunehmen. 

Die Infrastruktur sollte mit den gewachsenen 

und noch steigenden Ansprüchen an die Ver-

kehrssteuerung und autonomes Fahren mit-

halten können. In Smart Cities und Smart Re-

gions sollen auf der Basis von Informations- 

und Kommunikationstechnologien die Ener-

giegewinnung und -nutzung mit Gebäude- 

und Verkehrsinfrastrukturen besser vernetzt 

sein, um die erforderlichen Effizienzsteige-

rungen zu ermöglichen. Multimodale Weg-

ketten würden eine einseitige Fokussierung 

auf ein Verkehrsmittel vermeiden. 

Die digitale Steuerung von Verkehr, etwa in 

Form von intelligenten Parkleitsystemen und 

Wegweisungen, Ampelschaltungen und 

Baustellenkoordinierung, ermöglichen einen 

flüssigen und emissionsärmeren Verkehr. Für 

die Zukunft bedarf es seitens der Kommunen 

langfristig angelegter Konzepte, um der 

Wirtschaft Orientierung zu bieten. Ein 
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Gesamtverkehrsmanagementkonzept oder 

auch „Sustainable Urban Mobility Plan“, der 

die Basis für einen reibungslosen Umstieg 

zwischen den verschiedenen Mobilitätsange-

boten und eine funktionierende Innenstadt-

logistik legt, kann dazu beitragen, die Attrak-

tivität von Städten und Gemeinden für die 

Wirtschaft zu erhalten. Ein stabiler mobiler 

Datenempfang ist dafür die Grundvorausset-

zung. 

Auf deutscher und europäischer Ebene soll-

ten die Bedingungen für eine breite Nutzung 

von öffentlichen und privaten Verkehrsdaten 

geschaffen werden. 

Internationale Verkehrsachsen besser ver-

knüpfen (DE+EU) 

Das Budget für das Transeuropäische Ver-

kehrsnetz (TEN-V) in der „Fazilität Connec-

ting Europe“ (CEF) reicht nicht aus. Die EU 

sollte noch stärker – bspw. durch eine er-

höhte Kofinanzierung mit Mitteln der CEF – 

auf die Mitgliedstaaten einwirken, um ihrer 

Verantwortung für eine leistungsfähige nati-

onale und grenzüberschreitende Infrastruk-

tur aller Verkehrsträger gerecht zu werden. 

Dies gilt sowohl für die Verkehrswege als 

auch deren Schnittstellen. Um hierfür die Fi-

nanzierbarkeit zu gewährleisten, sind die 

Förderbedingungen praxisgerecht auszuge-

stalten. 

Das transeuropäische Kernnetz ist vordring-

lich auszubauen und instand zu halten, da es 

für die europäische Wirtschaft eine hohe 

strategische Bedeutung hat. Ein Teil der Un-

ternehmen ist der Auffassung, dass die Mittel 

bevorzugt in den Ausbau der Schiene fließen 

sollten und bei der Straße die Sanierung im 

Vordergrund stehen sollte. 

Jeder EU-Staat sollte für seine nationalen 

Verkehrsprojekte – dazu gehört auch das 

Transeuropäische Kernnetz – eine zügige 

Umsetzung sicherstellen. Mittel aus der Fa-

zilität „Connecting Europe“ können dabei nur 

eine Anschubfinanzierung leisten. Auch pri-

vate Betreibermodelle und öffentlich-private 

Partnerschaften (PPP) können genutzt wer-

den, sofern sie im Vergleich zur öffentlichen 

Bereitstellung wirtschaftlich sind und die 

Projekte schneller in die Umsetzung bringen.  

EU-Harmonisierung und Liberalisierung 

weiter vorantreiben (EU) 

Obwohl der Markt für den Schienenverkehr 

geöffnet ist, wird in der Praxis in einigen EU-

Staaten die Durchführung von Schienenver-

kehren durch „Dritte“ weiter erschwert. Tras-

senvergabe und technische Vorschriften soll-

ten daher transparent sein. Sie sollten nicht 

zur Marktabschottung verwendet werden. 

Auch sollten die Schienennetze Kapazitäts-

spielräume bieten und nicht allein auf die 

Bedürfnisse eines Nutzers ausgerichtet sein. 

Der „Single European Sky“ sollte vollendet 

werden; er kann einen Beitrag zur Verringe-

rung der Emissionen und zur Erhöhung der 

Pünktlichkeit leisten. Wettbewerbsverzer-

rungen für das deutsche und europäische 

Luftverkehrsgewerbe, insbesondere durch die 

zumindest teilweise Einbeziehung in den EU-

Emissionshandel und durch die Luftverkehr-

steuer in Deutschland, sollten vermieden 

werden. Ein Teil der Unternehmen steht dem 

Luftverkehr aus Gründen des Klimaschutzes 

kritisch gegenüber.  

Klare Regeln und deren konsequente Durch-

setzung sollen für gleiche Wettbewerbsbe-

dingungen im EU-Straßengüterverkehr sor-

gen. Hemmnisse, wie ordnungspolitische Al-

leingänge in Form von Verboten und 
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Dosierung z. B. im Brenner-Transit sollten 

beseitigt werden. Ein Teil der Unternehmen 

lehnt dies ab und setzt allein auf Maßnah-

men zur Verringerung des Straßengüterver-

kehrs und der Verlagerung auf andere Ver-

kehrsträger. 

Zur Linderung des Fahrermangels sollte der 

Einsatz von Fahrern aus der EU und aus Dritt-

staaten erleichtert werden. Hierzu gehören 

bspw. die einfachere Anerkennung ausländi-

scher Führerscheine und die Anerkennung 

vergleichbarer Prüfungen aus Drittstaaten. 

Ein hohes Sicherheitsniveau ist dabei zu ge-

währleisten. 

 


